
Selbstverbrennung eines kurdischen Demonstranten*: „Die Bundesrepublik ist ein Resonanzboden für die Entwicklungen
A u s l ä n d e r

DIE SAAT DER GEWEHRE
Der blutige Bürgerkrieg zwischen Kurden und Türken drängt nach Deutschland: Demonstranten verbrennen sich,
Randalierer versuchen, Polizisten zu ermorden. Die Bundesregierung laviert hilflos zwischen den Fronten.
Sie verschärft den Konflikt, indem sie der Türkei Waffen liefert und nun kurdische Rebellen abschieben will.
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Gesamtzahl Anfang 1994:
6,878 Millionen

nach Hauptherkunftsländern,
1992; Angaben in tausend

Ausländer in
Deutschland

Türkei

Jugoslawien

Italien

Griechenland

Polen

Österreich

Rumänien

Spanien

Niederlande

USA

davon
Kurden

1855

916

558

346

286

185

134

114

104

167

etwa 450
er schwarze Sheriffdemonstrierte
Härte.Bundesinnenminister ManD fred Kanther, 54,ließ sechsHun-

dertschaften des Bundesgrenzschut
in Bereitschaft versetzen, kündigte d
Einsatz der Anti-Terror-Einheit GSG
an und scheuchte sogar die Bahnpoli
auf.

Nach den Kurden-Krawallen derletz-
ten Woche versprach der Christdem
krat, die inDeutschland verbotene ku
dische Arbeiterpartei PKK,mutmaßli-
cher Drahtzieher derUnruhen,werde in
der Bundesrepublik keineRuhe mehr
finden. Kanther: „Wir werden sie im
mer wieder neustören.“

Während derMinister seineTruppen
mobilisierte, machtesich der Kanzler
daran, an denGesetzen zu fummeln
Der Terror, verkündete HelmutKohl
am Mittwoch vergangenerWoche, habe
nach Dutzenden von Autobahnblock
den und Mordanschlägen aufPolizisten
„eine neue Dimension erreicht“. Nun
werde sich zeigen, „ob das geltend
Ausländerrecht“ für Abschiebungen i
Expreßtempo tauge.Falls nicht, müsse
die Regierung „baldmöglichst Gesetze
änderungen ins Augefassen“.

Ob sich dasProblem – wie es di
Bonnersuggerierten – allein mitPolizi-
sten oder Richternlösen läßt, ist frag-
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s

i

lich. Deutschland ist Nebenschaupla
des blutigen Bürgerkriegeszwischen
Türken und Kurden geworden, und d
nicht ohneeigenesZutun. Diedeutsche
Außenpolitik laviert seit Jahren zwi-
schen denFronten.

Einerseits klagtBonn in Ankara im-
mer mal wieder die Einhaltung vo
Menschenrechten ein. Andererseitslie-
fert die Regierung Kohl dem Nato-Par
ner das passendeGerät für denKrieg,

den türkische Militärs im
Südosten ihresLandes ge
gen die kurdische Minder
heit führen: Panzer, Ma
schinengewehre, Munition
„Deutschland ist mitverant
wortlich für den Bürger-
krieg“, urteilt Tilman
Zülch, Vorsitzender de
Gesellschaft für bedrohte
Völker.

Das Kurdenproblem se
wie „ein Systemkommuni-
zierender Röhren“, sagt
Ernst Uhrlau, Leiter des
Hamburger Verfassungs
schutzes. DieKurden, die

* Am Dienstag voriger Woche auf
der Autobahn beim hessischen
Langen.
Opfer in der Türkei, würden in derBun-
desrepublik zuTätern.

„Ohne eine Veränderung imKriegs-
gebiet“, prognostiziertUhrlau, „wird
sich hier keine friedliche Entwicklung
einstellen.“ Doch aus Rücksicht auf
den Handelspartner und Verbündet
scheint die Bundesregierungentschlos-
sen, die Türkeiweiterhin zu schonen.

Je länger Bonns Außenpolitikver-
sagt, destomehr geraten dieInnenpoli-



im Kampfgebiet, ohne eine Veränderung dort wird sich hier kein Friede einstellen“
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tiker unter Druck. Denn rund 450 000
der 500 000 über Europaverstreuten
Kurden leben in Deutschland – und h
ben Grund, in derBundesregierung de
Verbündetenihrer Feinde zu sehen.

Die Wut der Kurden entlädtsich in
Krawallen, organisiert von terroristisc
versiertenKadern derkommunistischen
PKK. Je mörderischer der Krieg um
Kurdistan tobt, destogefährlicher wird
die Randale in Deutschland.

Am Samstag voreiner Wochebesetz-
ten 6000 Kurden die AutobahnMün-
chen–Stuttgart fürneun Stunden. Be
Krawallen in Berlin und Augsburgwur-
den mindestens 85Polizisten verletzt.
Polizeipolitiker Kanther, festgenommene
Fahnder leiteten insgesamt rund 500
Ermittlungsverfahren ein,unter ande-
rem wegen schweren Landfrieden
bruchs.

Zum kurdischen NeujahrsfestNew-
roz am Montag eskalierten dieKrawal-
le. Vielerorts zündetenDemonstranten
Autoreifen oder garsich selbst an. Da
bei starben in Mannheimzwei kurdi-
scheFrauen –grausamer Protestgegen
die Unterdrückung in der Heimat.

Am Mittwoch abend beschloß eine
Sonderrunde der Innen-Staatssekret
aus Bund und Ländern, Gewalttät
prompt ausweisen zu lassen. Wer fre
de Bürgerkriege in Deutschland aust
Kurden*: „Wir werden sie immer wieder s
e

gen wolle, pflichtete die FDPbei, müsse
das Landverlassen.

Auch denLiberalen war klar, daß ei
Rausschmiß der Krawall-Kurden nic
so einfach zu bewerkstelligen ist, wie d
großspurige Ankündigung versprac
Das Ergebnis einer „Prüfung“, die Koh
in Auftrag gegebenhat,stehtschon jetzt
fest: Die Abschiebungrenitenter Kur-
den in ihreHeimatwirft gravierende ju
ristischeProbleme auf.

Anerkannte Asylbewerber beispiels-
weiseoder Ausländer, die, wie diemei-
stenKurden,seit Jahren in Deutschlan
leben, dürfen nur bei besondersschwer-
wiegenden Verfehlungen abgeschob
tören“
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werden – einSit-in auf der
Autobahn wird da kaum
reichen.

„In den meisten Fällen“
gibt ein Sicherheitsexpert
zu bedenken, „dürfte wohl
eines der Abschiebehinde
nisse vorliegen, die das
Ausländergesetz vorsieht
Niemand darf etwa in ei
Landabgeschobenwerden,
in dem ihm Folter oder To
desstrafedrohen.Nach ei-
nem Lagebericht des Aus
wärtigen Amtes abermüs-
sen Kurden genau dami
rechnen: „Um es vornehm
zu sagen“, formuliert ein
Beamter desJustizministe-
riums, gebe es in der Tü
kei „verschärfte Verneh-
mungsmethoden“.

Sympathisanten de
PKK oder Teilnehmer an
antitürkischen Demonstra
tionen in Deutschland er

* Am Dienstag vergangener Wo-
che an der Autobahn bei Mörfel-
den.
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Kurdische Kriegsflüchtlinge in der Türkei: „Deutschland ist mitverantwortlich“
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warten in der Türkei Haft und Folte
Um sie gleichwohlabschieben zu kön
nen, will sich Innenminister Kanther
nun ein Papier besorgen, an dem ersich
die Hände abputzenkann, falls abge-
schobeneKurden getötet werdensoll-
ten. Vergangene Woche forderte
den freidemokratischen Außenminist
Klaus Kinkel auf, mit der türkischen
Regierung einAbkommen zu treffen.
Darin soll Ankara sich verpflichten, ab-
geschobeneKurden nicht hinzurichten
Dann, soKanther, könne dasAuslän-
derrecht „viel intensiver“ angewende
werden.

„Die Abschiebepläne werden da
Problem nochmehr zuspitzen“, warnt
Ali Sapan, 32, Sprecher der National
Befreiungsfront Kurdistans inEuropa
(ERNK) mit Wohnsitz in Paris. Die
ERNK gilt alsSprachrohr der militante
PKK. Sapan: „Die Haltung der Bunde
regierung wirdunsere Haltungbestim-
men.“

Der Kurde magnicht ausschließen
daß es zu weiteren Gewalttaten
Deutschlandkommt. „Die Bundesregie
rung muß dieGründe fürdiese Eskalati
on beseitigen“, so derRebellen-Vertre
ter, „auch in ihrer Haltung zur Türkei.

Immerhin scheint Bundesinnenmin
ster Kanther nicht auf die Darstellung
der Türkenhereinzufallen, es gebe in i
rem Land „weder Folter nochSelbstju-
stiz“, wie Yekta Güngör Özden beteu
ert, Präsident desVerfassungsgerichts i
Ankara. DieTodesstrafe, soÖzdenwei-
ter, seizwarvorgesehen, werdeaber zur
Zeit praktisch nicht vollstreckt.

Wenn Beamte tatsächlich einma
Häftlinge folterten, beteuert Özden
würden die „unwissenden Verantwortl
chen“ bestraft.Auch Onur Öymen,tür-
kischer Botschafter inBonn,versicherte
letzte Woche, sein Land werde gegen
abgeschobene Terroristen nur m
rechtsstaatlichen Mitteln vorgehen.

Schriftlich wird Kanther von denTür-
ken kaum die Zusagebekommen, au
die Todesstrafe zu verzichten.Denn
Ankara duldet keinen ausländische
Einfluß auf seineInnenpolitik. Und den
mündlichen Schwüren türkischerOffi-
zieller trauen Expertenkeineswegs.

Immer wieder komme es,heißt es in
dem Lagebericht des Auswärtigen Am
tes, „zu Übergriffen gegenüber Me
schen, diesich in Wort, Schrift oder
Handlungen für eine Abspaltungkurdi-
scherGebieteeinsetzen“. Insbesonde
„Eigentumszerstörung, Freiheitsbera
bung, Mißhandlungoder Tötung“seien
beliebte Mittel, kurdische Separatist
gefügig zumachen.

Noch deutlicher zeiht die Gefang
nenhilfsorganisationAmnesty Interna
tional die türkische Regierung derLüge.
Die Menschenrechtslagehabesichunter
Ministerpräsidentin Tansu C¸ iller „wei-
ter verschärft“: Oppositionellewürden
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verschleppt undermordet, teils durch
Uniformierte, teils „durch zivil auftre-
tendeTodesschwadronen“.

Selbst „gewaltloseUnterstützerver-
botenerkurdischer Organisationen“sei-
en „von Inhaftierung,politischen Straf-
prozessen und Foltersowie vonErmor-
dungbedroht“.

Im HerbstvorigenJahresverschlepp-
ten türkische Militärs dieDolmetscherin
Nulifer Koç, 25, Politikstudentin an de
Uni Bremen. Die Frau, dieeine nieder-
sächsische Menschenrechtsdelegatio
nach Kurdistan begleitethatte,blieb sie-
ben Tagelang in derGewalt derSolda-
ten. Koçgab anschließend zu Protoko

Mir wurde eine Augenbinde umgebun-
den, ich wurde nackt ausgezogen, kal-
tes Wasser wurde über mich gekippt,
an den Haaren wurde ich mit dem Kopf
gegen die Wand geschlagen und in
Handschellen zwei Stunden lang an ei-
nen Haken gehängt.

Mit ihren brutalenMethodenversu-
chen die türkischenBehörden, denblu-
tigen Guerillakrieg zubeenden, den di
kommunistische PKK im kurdische
Südosten des Landes führt (siehe Ka-
sten Seite 22).Doch jeder Mord, jede
„Entvölkerung“ eines Dorfes treibt den
Extremistenneue Anhänger zu – in de
Türkei wie in Deutschland.

„Eine vernünftige Kurdenpolitik de
Türkei“, folgert der nordrhein-westfäli
sche Innenminister Herbert Schnoor
(SPD), wäre die „beste Bekämpfung d
PKK“. Der Bürgerkrieg verhärtetnicht
nur die Fronten, erstärkt auch die Füh
rungsrolle, die PKK-Chef Abdullah
Öcalan, dermilitantesteKurdenführer,
für sich beansprucht.

Als der langjährige StalinistÖcalan
seinePKK-Kämpfer 1984 in denKrieg
hetzte, wollte er die türkische Regie
rung zwingen, denKurden,einem Kon-
glomerat vonrund 100 Stämmen, meh
Autonomie einzuräumen. „Die Türkei“
agitierteÖcalan, „versteht nur eineharte
Sprache.“

Während dieRegierung inAnkara,
ängstlich um dieEinheit des Landes be
sorgt, auf dem altenVerbot derkurdi-
schen Sprachebeharrte und dasVolk
weiterhin als „Bergtürken“wegdefinier-
te, hielt der Bürgerkrieg an. Mittlerweil
sind derGewalt rund 11 000Menschen
zum Opfergefallen.

Terror und Gegenterror habenauch
die Beziehungenzwischen Bonn und
Ankara inMitleidenschaft gezogen. Di
Proteste vonMenschenrechtsorganis
tionenzwingen dieRegierenden in Bon
zu waghalsigenBalanceakten.

Mal appelliert Außenminister Kinke
wie etwaEndeJanuar inAnkara, an die
türkische Regierung, denPKK-Terror
nur „mit rechtsstaatlichen Mitteln“ z
bekämpfen. Malwiederum mußsich die
Bundesregierung vonKurden undMen-
schenrechtlern vorwerfen lassen, sie
be den Nato-Partner Türkei mitWaffen
vollgepumpt, dieteilweise gegenKurden
eingesetztwürden.

Die Bundesrepublik verschenkt sog
einenTeil ihres Kriegsgeräts. Zwische
1985 und 1991spendierte Bonn dertür-
kischen Armee Schießbedarf imWert
von 3,6 MilliardenMark: Allein aus ehe-
maligen DDR-Beständengelangten in
die Türkei 256 125Kalaschnikows,5000
Maschinengewehre, 100 000 Panzerf
ste und etwa 445Millionen Schuß Muni-
tion.

SelbstKampfpanzerlieferte Deutsch
land demPartner am Bosporus. Obwo
veraltet, taugt derLeopard 1allemal für
den Kampfgegen leichtbewaffnete Au
ständische.Auch Kriegsschiffe,Kampf-
flugzeuge vom TypPhantom,Pionier-
panzer und Luftabwehrsysteme a
Deutschland gelangten in dieTürkei.



Kommunistenführer Öcalan
Geheimdienst und Killerkommandos
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Mit Skrupeln, so vorhanden,wird die
Bundesregierung offenbar fertig. D
Türken hättenzugesagt, versichert Au
ßenminister Kinkel, daß Waffen derfrü-
herenDDR-Armeenicht gegenKurden
eingesetztwürden. Freilich: „Ich kann
es im Einzelfall nichtkontrollieren.“

Wichtiger als die Lage der Kurden
scheint denBonnernallemal die strate
gischeBedeutung des Landeszwischen
Bosporus und Kaukasus. Dersüdöstli-
che Nato-Vorposten Türkeigilt als Boll-
werk gegen die Moslem-Fundamenta
sten etwa imIran, aberauch alsSchutz
vor den unruhigen Ex-Sowjetrepublike
Armenien und Aserbaidschan.

Auch wirtschaftlich profitieren
Deutschland und die Türkei voneina
der – für Bonn einGrund mehr, die Re
gierung inAnkaranicht wegen der Kur
den zu vergrätzen. Die Bundesrepub
ist für die Türkeiweltweit der wichtigste
Handelspartner.

Das Interesse derTürken an deut-
schenProdukten konzentriertsich, ne-
ben Fahrzeugen und Maschinen, vor
lem auf Rüstungsgüter. Insgesamt ka
das Landjährlich für rund 6,6 Milliar-
den Mark in Deutschland ein. Am Ex
port von Textilien, Lebensmitteln un
anderem in dieBundesrepublikwieder-
um verdienten dieTürken 1992 bei-
spielsweise 6,8Milliarden Mark.

Deutsche Konzerne wieSiemens
Mercedes-Benz und Boschnutzen das
niedrige Lohnniveau undführen eigene
Fabriken in der Türkei. Sielassendort
Busse, Elektronikoder Autoteile zu-
sammenbauen.

Angesichts derengen Beziehunge
zwischenbeiden Ländernverwundert es
nicht, daßviele Kurden Deutschland au
Opfer kurdischer Terroristen*: „Konspirat
der Seite ihres Feindessehen. „Wir Kur-
den hier fühlen uns benachteiligt“,sagt
Mustafa Kisabacak, 34,Generalsekretä
des Verbandes der Vereine ausKurdi-
stan (Komkar). Der Kölner Dachver-
band von 35kurdischen Vereinen i
Deutschlandgilt als gemäßigt.

„Viele Rechte“,klagt Kisabacaküber
die Lage seiner in Deutschland lebe
den Landsleute, „werden unsver-
wehrt.“ Kein Wunder, dennauch in
Deutschlandgibt esoffiziell keine Kur-
den. 90Prozent der Kurden in derBun-
desrepublik besitzen einen türkisch
Paß, die anderen haben vorallem iraki-
scheoder syrischePapiere. Diemeisten
sind als Gastarbeiter gekommen, e
kleiner Teil auf der Suchenach Asyl.

Kisabacakfordert für die Kurdendie-
selbenRechte, die Türken inDeutsch-
land haben. Somüsse zum Beispiel ei
kurdischer Fernsehsenderzugelassen
werden, undkurdische Kindersollten
an deutschenSchulen die Sprache ihre
Volkes lernenkönnen;bislanggehen sie
noch meist in den Türkisch-Unterricht

Die Zeit arbeitetoffenbar gegen di
gemäßigtenKurden und für die Extre
misten. „Die Bundesrepublik“, sagt
HamburgsVerfassungsschutzchefUhr-
lau, „ist ein Resonanzboden für die En
wicklungen im kurdischen Kampfge
biet.“ Je schärfer die türkischeArmee
die PKK-Guerrilleros jagt, destohefti-
ger reagieren dieKurden in Deutsch-
land. „Die Saat derGewehregeht auf“,
urteilt MenschenrechtlerZülch.

Vom wachsenden kurdischen Nati
nalismusprofitiert vor allem diePKK.
Die türkische Regierungselbsthabe den
totalitären Kommunistenviele Kurden
zugetrieben,sagt Zülch: „Jede demo-
iv und abgeschottet“
kratische Alternativehaben die Türken
ja kaputtgemacht.“

Eine „weitere Eskalation“ des Kamp
fes, warnt der nordrhein-westfälisch
Verfassungsschutz ineiner Prognose
werde die PKK „nutzen, um ihren Ein
fluß auf dieKurden in Deutschlandaus-
zubauen“. Eine neue„Anschlagswelle“
sei „nicht auszuschließen“.

Knapp zwei Wochen nach einem An
griff türkischerMilitärs auf die kurdische
Stadt Lice, bei demDutzendeMenschen
starben, hattensichPKK-Anhänger bun
desweitgerächt. In einer offenbarabge-
stimmtenAktion, bei der es einTodesop-
fer gab, demolierten sie AnfangNovem-
ber vergangenen Jahres 59 türkische E
richtungen in Deutschland,meist Ban-
ken, Reisebüros und Restaurants.
ri-

-

e
-
d

.
-

s-

d

r

i

Nach Protesten der türkischenRegie-
rung verbot das Bundesinnenministe
um daraufhinEndeNovember die PKK
sowie 33mutmaßliche Tarnorganisatio
nen. Dasverübeltenviele Kurden der
BonnerRegierung alsBückling vor den
Türken. Immerwieder protestierten si
auch vergangene Wochegegen das Ver
bot und schwenkten PKK-Flaggen un
Öcalan-Porträts vor Fernsehkameras

„Trotz Verbots“, heißt es in einem Be
richt nordrhein-westfälischer Verfa
sungsschützer, „setzt die PKK ihreAkti-
vitäten fort.“ InAthenerklärte ein PKK-
Sprecher: „Wirkönnen in Deutschlan
weitgehend ungestörtarbeiten.“

Nach wie vorkann Terroristen-Führe
Öcalan, der die PKK vonSyrienoder von
einem irakischen Militärstützpunkt be
Mossul aus diktatorisch lenkt, in
Deutschland auf einenharten Kern von
etwa5000Aktivisten und aufrund 40 000
Sympathisanten zählen.Durch dasVer-

* Im November vorigen Jahres nach einem Brand-
anschlag auf ein türkisches Restaurant in Wies-
baden.
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Tote PKK-Kämpfer im Norden des Irak: „Di
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bot, soVerfassungsschützerUhrlau, sei
es nochschwierigergeworden, diestraff
geführte Kaderorganisation zu beoba
ten. Fest steht: „DiePersonen, dievor-
her aktiv waren, sind dasauch geblie-
ben.“

Seit dem Verbot arbeite die Parte
berichtet das baden-württembergisc
Innenministerium, „außerordentlic
konspirativ und abgeschottet“. Woz
die PKK in Deutschlandfähig ist, zeigte
jüngst der bislanggrößte Kurdenprozeß
Vor drei Wochen verurteilte dasOber-
landesgericht Düsseldorfvier Kurden,
zwei von ihnen wegenMordes, zu le-
benslangerHaft. In denviereinhalb Jah
ren, die derProzeßdauerte, warzutage
gekommen, daß die PKK in derBundes-
republik einen Geheimdienst samtKil-
lerkommandos aufgebauthat.

ÖcalansAgenten hätten, so das G
richt, „Gegner in konkurrierendenkur-
dischenOrganisationen“,aberauch un-
e Kurden haben keine Freunde“
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zuverlässigeLeute aus deneigenen Rei
hen ausgespäht. Sie schüchtertenmiß-
liebige Landsleute ein, straften sie a
und führten eineTodesliste: „Zur Um-
setzung von Tötungsbeschlüssen st
den Exekutionskommandos bereit.“

Einer derHenker, der inDüsseldorf
verurteilte PKK-Mann Ali Aktas, er-
stickte beispielsweise1984 einen Ab-
weichler in Berlin miteinem Knebel. Er
warf die Leiche aufeinen Müllhaufen.

Zwei Monate spätereilte Aktas schon
wieder zu einem Einsatz,diesmal auf ei-
nem Platz in Rüsselsheim.Befehlsge-
mäß erschoß erdort den KurdenZülfü
Gök, einehemaliges Mitglied deseuro-
päischenZentralkomitees der PKK i
Köln. Gök hattesich aus derPartei zu-
rückziehen wollen.

Systematisch versuchte dasZentral-
komitee auch, die Köpfe dergemäßig-
ten Konkurrenzauszuschalten. InHan-
-

nover erschoß der PKK-PistoleroCasim
Kilic den Komkar-Funktionär Ramaza
Adigüzel auf offenerStraße; in Ham
burg tötete einKiller mit dem Deckna-
men „Sehmuz“ den Kurdenpolitike
Kürşat Timuroglu. Die Entscheidunge
in der PKK würden, soVerfassungs
schützerUhrlau,stets „zentral getroffen
und dezentral ausgeführt“.

„Der steigende Finanzbedarf d
PKK“ (Verfassungsschutz)treibt die
Polit-Kriminellen nun auchimmer stär-
ker ins gewöhnlicheVerbrechen. So wie
die Mafia Schutzgeldereintreibt, nöti-
gen Kurden ihre Landsleute zurZah-
lung sogenannter Spenden. Die Eintr
ber, meldet derVerfassungsschutz,grif-
fen dabei „zu immer schärferen Mitte
der Erpressung“: „Bekannt wurdenFor-
derungen von 500 Mark bis zu 50 0
Mark.“

In Berlin etwa wurde der Besitzer e
nes Reisebüros vonzwei kurdischen
Spendensammlern mitSchlagstöcken
krankenhausreif geprügelt. Erhattesei-
nen Landsleuten die Spende verweige
und auch die daraufhin geforderteStraf-
zahlunghatte er abgelehnt.

Der Schlüssel zu denUrsachenkurdi-
scherGewalt, soDüsseldorfs Innenmi
nister Schnoor,liege freilich „nicht in
Deutschland, sondern in der Türke
Solange Ankara der Minderheit nicht
mehr Rechtezugestehe,sagt Menschen
rechtler Zülch,bleibe „die unheimliche
Repression janötig“.

Zülch empfiehlt der Bundesregie
rung, sich „als Vermittler anzubieten“
und eine „Nationalitätenpolitikeinzu-
fordern, wie sie etwa inSüdtirol oder in
Katalonienverwirklicht ist“. Statt Waf-
fen zu liefern,solle Bonn lieber „Ent-
wicklungshilfeprojektefördern“.

Der Kurdenkampf, soglaubt auch de
kurdische Ingenieur AliDemir, Vorsit-
zender der Islamischen Glaubensge
meinschaft inStuttgart, seiinzwischen
„eher ein sozialer als einnationaler
Konflikt“.

Im wilden Kurdistan herrscht blank
Not, die Infrastruktur ist zerstört, Bau
ern und Viehzüchtersind vertrieben,
874 Dörfer wurdenallein im letztenJahr
zerbombt oder gesprengt. Demir:
„Diese Armut, viele Kinder, wovon sol-
len denn dieMenschen leben?“

„Unzufriedene“, sagt Demir, seien
nun einmal „leichter zu mobilisieren
Die nationalistischenHoffnungenwach-
sen doch erst aus derArmut“.

Der Bürgerkrieg verhindert derze
jeden Aufschwung. DieArmut rührt vor
allem aber daher, daß dietürkische Re-
gierung inKurdistan auch vor denWir-
ren kaum jeinvestierthat.

Den Kampf gegen die kurdische
Guerillas dagegen hatsich dieTürkei ei-
ne gigantischeSumme kostenlassen:
laut Ministerpräsidentin C¸ iller bislang
insgesamtrund 95Milliarden Mark. Y
mer wieder zumSpielball fremder In-
teressen:
i Der prowestliche Iran inszenierte

(mit Hilfe von Amerikas CIA) in
den siebzigerJahren denKampf der
irakischen Kurden unter Mustafa
Barsani gegen das linkeBaath-Re-
gime inBagdad. Doch als derSchah
1975 gegen denIrak die Grenze im
Schattel-Arab durchsetzenkonnte,
ließenTeheran undWashington die
Kurden fallen.

i Mit Hilfe des Irak erhobensich die
iranischenKurden 1979 gegen das
Regime des Ajatollah Chomein
Revolutionswächter metzelten de
Aufstand nieder.

i Im ersten Golfkriegzwischen Iran
und dem Irak1980 bis 1988wiegel-
ten beide Staaten dieKurden gegen
das jeweiligeNachbarregime auf.
i Im zweiten Golfkrieg ermunterten
die USA IraksKurden Anfang1991
zum Aufstand. Dochweil ihnenspä-
ter ein geschwächterSaddam Hus
sein lieber war als einMachtvakuum
in der Region, bremsten sie ihreHil-
fe für die Kurden.
So befreite dieOperation Wüsten-

sturm zwar 680 000Kuweiter vor Sad-
dam HusseinsHerrschaft. Aber vier
Millionen irakische Kurden müssen
nun die Rache des Despoten vonBag-
dad fürchten.

Wie grausam die ausfallenkann, er-
fuhr am 16. März1988 dasirakische
Kurdenstädtchen Halabdscha. Sadd
bestrafte es wegenZusammenarbei
mit dem iranischenFeind mit einem
Giftgasangriff. Etwa 5000 Einwohner
kamen ums Leben.
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